
Bundessozialgericht

Az.: 5 RKn 6/64
...._._..._...——_———...——

I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet am

1. Juli 1966
U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

— Prozeßbevollmächtigter: .................... —

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 1" Juli 1966 hin durch

Bundesrichter Dr. D a p p r i c h

— Vorsitzender — »,
Bundesrichter Dr. K r e b s und

Bundesrichter Dr, W i t t e ‚
Bundessozialrichter S c h l e g e l und

Bundessozialrichter v a n B ü r c k

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

22. Oktober 1965 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Streitig ist noch, ob der Kläger für die Zeit vom
1. Dezember 1959 bis zum 31. Januar 1962 Anspruch auf

Bergmannsrente wegen verminderter bergmännischer Berufs—
fähigkeit nach 5 45 Abs° l Nr° l Reichsknappschafts—

gesetz (EKG) hat.

Der am 25. März 1915 geborene Kläger war seit Anfang 1957
als Schlepper‚ Gedingeschlepper, Lehrhauer, Hauer und

vom 1. Mai 1952 bis zum 51. Oktober 1959 als Grubenfehr»
heuer beschäftigt‚ Wegen einer Verschlimmerung seiner

Silikose wurde er am 5‚ Oktober 1959 nach Übertage ver—
legt und ist seitdem mit der Führung der Staubkertei

betreut und wird nach Terifgruppe II 4 C des Tarifver—

treges für technische Angestellte im rheinisch—westffliw

schen Steinkohlenbergbau entlohnt. ‘

Den Rentenantrag des Klägers vom 28‚ Dezember 1959, mit

dem er — zunächst - die Gesamtleistung aus der knapp—

schaftlichen Rentenversicherung (knRV) und der Renten—

‘ver5icherung der Arbeiter (ArV) wegen Berufsunfähigkeit

begehrte, lehnte die Beklagte durch Bescheid vom 18° Au”

gust 1960 mit der Begründung ab, daß der Kläger als

Grubenfahrheuer weder berufsunfähig noch vermindert

bergmännisch berufsfähig sei, weil er noch die Tätig—

keiten eines Markenmeisters und eines Karteiführers ver—

richten könne„ Diese Tätigkeiten seien im Vergleich zu

seiner hauptberuflichen Tätigkeit im wesentlichen nirt»

schaftlich gleichwertig und zumutbar. Der hiergegen er—

hobene Widerspruch des Klägers blieb ohne Erfolg‚‘7

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 _

Gegen diese Bescheide richtet sich die Klage. Der Kläger

hat seine Klage auf die Gewährung von Bergmannsrente

beschränkt. Das Sozialgericht (SG) hat die angefochtenen

Bescheide durch Urteil vom 16° März 1961 aufgehoben und

die Beklagte verurteilt, dem Kläger ab l. Dezember 1959

Bergmannsrente zu gewähren,

Die Beklagte hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt

mit dem Antrag, unter Abänderung des angefochtenen Urteils

die Klage im noch aufrechterhaltenen Umfangs abzuweisen.

Der Kläger, der wegen Verschlimmerung seiner Silikosé am

öl. Januar 1962 aus seiner Tätigkeit als Staubkarteiführer

ausgeschieden ist und von der Beklagten ab l° Februar 1962

die Gesamtleistung aus der knRV und der ArV bezieht, be—

gehrt nur noch die GeWährung der Bergmannsrente von der

Antragstellung bis zum 51. Januar 1962. Er hat beantragt,

die Berufung der Beklagten zurückzuueisen.

Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom
22, Oktober 1965 unter Abänderung des Urteils des SG die

Klage abgewiesen und hat die Revision zugelassen. Es hat

sein Urteil im wesentlichen wie folgt begründet:

Der Hauptberuf des Klägers sei der des Grubenfahrhauers°

Der Kläger habe in dem noch streitigen Zeitraum weder

die Grubenfahrhauertätigkeit noch andere Untertagetätig—

keiten noch über Tage die Tätigkeiten eines Platz—,

Bahn—, Holz— oder Wiegemeisters verrichten können, sondern

sei lediglich imstande gewesen, die Arbeiten eines Marken—

meisters, eines Führers der Staubkartei und sonstige Büro—

arbeiten zu verrichten° Die nach der Gehaltsgruppe II 4 C

des Tarifvertrages für die technischen Angestellten ver—

gütete Staubkarteiführertätigkeit sei der Arbeit des Gruben—

fahrhauers in dem maßgeblichen Zeitraum im wesentlichen

wirtschaftlich gleichwertig. Denn für die Zeit vom l° De—

zember 1959 bis zum 50. September 1960 (Gehaltsordnung

_ 4 _
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ab 1. August 1957) habe das Endgehalt des Grubenfahr—
hauers 559,—— DM zuzüglich einer durchschnittlichen Leim
stungszulage von 10 % = 55,90 DM und unter weiterer Be—
rücksichtigung der Seilfahrzulage von 20,—— DM monatlich
insgesamt 654,90 DM betragen. Da in diesem Zeitraum das

Endgehalt nach der Gehaltsgruppe II 4 C 467,—— DM zuzüg»

lich einer zehnprozentigen Leistungszulage von 46,70 DM

mithin monatlich insgesamt 515,70 DM ausgemacht habe,

errechne sich für diesen Zeitraum ein Gehaltsunterschied

von 19,1 %° Für die Zeit vom 1° Oktober 1960 bis zum
50. Juni 1961 (Geltungsdauer der Gehaltsordnung vom
1. Oktober 1960} betrage der Unterschied 18,96 % und für

die Zeit vom 1" Juli 1961 bis zum 51° Januar 1962 (Ge—

haltsordnung vom 1° Juli 1961) 18,88 %„ Bei der Führung

der Staubkartei handle es sich auch um eine Arbeit, die

im Verhältnis zur Grubenfahrhauertätigkeit als eine Tätige

keit von "Personen mit ähnlicher Ausbildung sowie gleiche

wertigen_Kenntnissen und Fähigkeiten" (% 45 Abs° 2 EKG)

anzusehen sei. Der Umstand, daß der Grubenfahrhauer unter

Tage die Aufsicht über Bergleute führe, während der Kartei»

führer über Tage auf dem Büro arbeitet und dort keine.

aufsichtsführenden Funktionen ausübt, stünde dieser An—

nahme nicht entgegen, da es sich um Tätigkeiten mit ähnli—

cher sozialer Stellung handele. Da es sich bei der Staub—

karteiführertätigkeit um eine für die silikosegefährdeten

Bergleute recht bedeutsame sowie um eine verantwortungs—

volle Arbeit handele, dürften hierfür nur solche Personen

verwandt werden, die vom Bergamt als Staubkarteiführer

verpflichtet werden sind° Der Kläger sei daher bei Prü—

fung des Bergmannsrentenanspruches auf die von ihm ver—

richtete Staubkarteiführertätigkeit zu verweisen° .“

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision eingelegt.

Er ist der Auffassung, daß das Berufungsgericht @ 45

Abs. 2 EKG verletzt hat. Im Rahmen des 5 45 RKG könne

..5...
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nicht auf jede im wesentlichen wirtschaftlich gleich—

wertige Tätigkeit verwiesen werden. Wenn der Gesetzgeber
mit der Änderung des 5 55 EKG aF nur eine Verweisungs—

beschränkung in rein wirtschaftlicher Hinsicht hätte

erreichen wollen, hätte der Hinweis auf die "im wesent—

lichen wirtschaftlich gleichwertigen Arbeiten" genügt.

Die Verweisungsbeschränkung des Gesetzgebers auf Tätig—

keiten von Personen mit ähnlicher Ausbildung und gleich—

wertigen Kenntnissen und Fähigkeiten beinhalte daher keine

wirtschaftlichen Gesichtspunkte. Die Rente wegen vermin—

derter bergmännischer Berufsfähigkeit sei auf den Beruf

des Bergmannes abgestellt, habe eine jahrzehntelange ge—

schichtliche Entwicklung, die in Berücksichtigung der be—

sonderen Berufseigentümlichkeiten erst das Wesen einer

bergmännischen Berufsversicherung ausmache. Es sei unver—
einbar mit den Grundsätzen einer Berufsversicherung, ‘

in der die Kenntnisse und Fähigkeiten und die Ausbildung

bei einer Verweisung zu berücksichtigen sind, zu unter—

stellen, daß der Gesetzgeber die Verweisungsbeschränkung

nur im Sinne einer "ähnlichen sozialen Stellung" geprüft

wissen wolle. Es dürfe nicht übersehen werden, daß die

in die Staubkartei vorzunehmenden Eintragungen nicht

selbständig erarbeitet seien, daß es sich vielmehr nur

um Übertragung feststehender Daten und Diagnosen handele.

Es treffe zwar zu, daß nicht selten ehemalige Steiger,

Grubenfahrhauer und Hauer mit Karteieintragungen beschäf—

tigt würden. Eine solche Beschäftigung erfolge aber nicht

deswegen, weil irgendwelche Berührungspunkte aus der

Untertagetätigkeit mit der Karteitätigkeit bestünden,

sondern weil die Karteitätigkeit so einfach sei, daß

jeder Untertagetechniker sie zu verrichten in der Lage

sei und üblicherweise damit beschäftigt werde, bevor

die Zeche ihn endgültig entlasse. Bei der Verweisung

des Klägers auf Karteiarbeiten werde nicht das gesetzliche
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Erfordernis der ähnlichen Ausbildung, der gleichwertigen

Kenntnisse und Fähigkeiten berücksichtigt, so daß die
Revision begründet erscheine.

Er hat beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Landessozial—

—_gerichtS vom 22. Oktober 1965 die Berufung der

Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts

.
Dortmund vom 16. März 1961 zurückzuweisen.

Die Beklagte hat beantragt‚

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Bei einer jeweils unter 22 % liegenden Einkommensminde—

rung sei die von dem Kläger in dem streitigen Zeitraum

ausgeübte Karteiführertätigkeit im Verhältnis zum Fehr“

hauer im wesentlichen wirtschaftlich gleichwertig. Bei

der Prüfung der verminderten bergmännischen Berufsföhig—

keit nach 5 45 Abs. 2 RKGsei die soziale Zumutbarkeit
der Verweisungstätigkeiten von rechtserheblicher Bedeu—

tung. Bei der sozialen Bewertung von Berufsarbeiten sei

die Anschauung der beteiligten Berufskreise von besonderer

Bedeutung. Bei den bergmännischen Berufen gehöre es zum
normalen Verlauf des Arbeitslebens‚ daß der Versicherte

meist lange vor seinem Ausscheiden aus dem Arbeitsprozeß

die berufliche Spitzenstellung aufgeben und sich mit ge-

ringer bewerteten Arbeitsplätzen obfinden müsse° Unter

Berücksichtigung dieser Besonderheiten sei einem Fehrheuer

die Ausübung der Arbeit eines Kerteiführers zuzumuten.

Aus dem Umstand‚ daß 5 45 Abs. 2 EKG die Worte aus 5 35

RKG aF "mit ähnlicher Ausbildung s0wie gleichwertigen

Kenntnissen und Fähigkeiten” übernommen hat, dürfe nicht

-'7-
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geschlossen werden, daß der Gesetzgeber an der früheren

Begrenzung auf artverwandte Tätigkeiten festhalten wollte.

II

Die zulässige Revision ist nicht begründet.
_Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungsgericht entschieden,

daß die Voraussetzungen der Bergmannsrente nach 5 45

Abs. 1 Nr. I RKG für die noch streitige Zeit vom
1. Dezember 1959 bis zum 51. Januar 1962 nicht vorgelegen

haben.’Denn der Kläger, dessen Hauptberuf Grubenfahrhauer

ist, muß sich im Rahmen des 5 45 Abs. 2 RKG auf die von

‘ ihm während dieser Zeit ausgeübte Tätigkeit eines Staub—

karteiführers in einem knappschaftlich versicherten

Betrieb verweisen lassen. Da er zur Ausübung dieser Tä—

tigkeit nach seinem Gesundheitszustand und nach seinen

beruflichen Kenntnissen und Fähigkeiten in der Lage ist,

wie das Berufungsgericht festgestellt hat, und ihm die

Ausübung dieser Tätigkeit auch zuzumuten ist, kommt es

allein darauf an, ob diese gegenüber der Grubenfahrhauer—

tätigkeit im wesentlichen wirtschaftlich gleichwertig

ist und ob es sich um eine Arbeit handelt, die von Per—

sonen mit ähnlicher Ausbildung sowie gleichwertigen

Kenntnissen und Fähigkeiten ausgeübt wird, wie sie Gruben—

fahrhauer besitzen.

Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungsgericht entschieden,

daß die Arbeit des Staubkarteiführers der Grubenfahr—

hauertätigkeit im wesentlichen wirtschaftlich gleich—

wertig ist. Es kommt bei dieser Frage auf die wirtschaft—

liche Wertigkeit der zu vergleichenden Arbeiten und nicht

auf das mit einer solchen Tätigkeit im Einzelfall er—

zielte Einkommen an. Es scheidet daher nach der ständigen

_ 8 „
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Rechtsprechung des erkennenden Senats der Effektivlohn

aus, und es kommt nur auf den tariflichen Lohn, d„h°

beim Gedinge auf den Gedingerichtsatz an, Denn der Wert

einer Tätigkeit findet ihren Ausdruck in ihrer Ein—

stufung in der von
den Tarifpartnern vereinbarten Lohn—

ordnung. Insofern ist der vom Berufungsgericht angestell»

te Vergleich nicht zu beanstanden° Bei diesem Vergleich

muß, wie der Senat bereits entschieden hat, auch nach

der Änderung des Gesetzes über Bergmannsprämien vom
20, Dezember 1956 (BGBl I, 927) durch das Gesetz zur
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Bergmannsprämien

vom 19, Dezember 1965 (BGBl I, 985) die BergmannsPrämie

bei der Bewertung des Hauptberufs und der Verweisungs—

berufe außer Betracht bleiben (SozR Nr, 21 zu % 45 EKG)°

Das Gehalt der Lohngruppe II 4 C für technische Ange—

stellte ist dem Tarifgehalt des Grubenfahrhauers im wesentw

lichen wirtschaftlich gleichwertig, wie das Berufungs—

gericht nicht verkannt hat, weil die Differenz beider

Tarifgehälter nur etwa 19 % des T rifgehaltes eines Gruw

benfahrhauers beträgt,

Zu Recht hat auch das Berufungsgericht die Arbeit eines

Staubkarteiführers gegenüber der des Grubenfahrhauers

als eine solche angesehen, die von Personen mit ähnlicher

' Ausbildung sowie gleichwertigen Kenntnissen und Fähig—

keiten, wie sie Grubenfahrhauer besitzen, ausgeübt wird°

Wie der erkennende Senat bereits in seinem Urteil vom

25„ März 1966 (SozR Nr° 22 zu 5 45 EKG) ausgeführt hat,

kommt dieser Verweisungsvoraussetzung, nachdem bei der

Rentenreform von 1957 das Erfordernis der “Gleichartig—

keit” nicht aus 5 55 EKG aF nach 5 45 EKG übernommen worw

den ist, eine eigenständige und damit naturgemäß erhöhte

Bedeutung zu, Es soll damit nicht etwa nur verhindert

werden, daß ein Versioherter auf Arbeiten verwiesen wird,
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für die ihm die erforderliche Ausbildung und die not—
wendigen Kenntnisse und Fähigkeiten fehlen. Denn für

eine so selbstverständliche Beschränkung hätte es nicht
dieses Hinweises bedurft. Auch kann hiermit nicht eine

Beschränkung der Verweisbarkeit auf zumutbare Arbeiten

bezweckt sein. Abgesehen davon, daß der Begriff der

Zumutbarkeit sich ohnedies aus 5 242 BGB, der entspre—

chend anzuwenden ist, ergibt und daher eine besondere

Regelung überflüssig ist, würde der Gesetzgeber, wenn

er schon den Begriff der Zumutbarkeit ausdrücklich

hätte regeln wollen, diesen erwähnt haben. Andererseits
kann dieser Hinweis auf die Ausbildung und die Kennt—

nisse und Fähigkeiten aber nicht dazu führen, das be—

wußt fallengelassene Erfordernis der "Gleichartigkeit"

des % 55 EKG aF praktisch doch aufrechtzuerhalten°
Durch diesen Begriff solke„nur, wie der Senat bereits

anderweitig ausgeführt hat, verhindert werden, daß

der Versicherte auf Arbeiten verwiesen werden kann,

die zwar seinem Hauptberuf gegenüber im wesentlichen

wirtschaftlich gleichwertig sind, die aber im wesent—

lichen deshalb so günstig eingestuft sind, weil es
sich z.B. um schwere, gefährliche, schmutzige, nasse

o.ä. Arbeiten handelt, nicht also, wie es in der Regel

der Fall sein wird, wegen der Qualität der Ausbildung
und des Wertes der Kenntnisse und Fähigkeiten desjeni—

gen, der sie ausübt. Der Begriff der "ähnlichen Ausbil—

dung“ ist hier dahin zu verstehen, daß es allein auf

die Qualität der Ausbildung ankommt und nicht auf die

Art der durch sie vermittelten Kenntnisse und Fähig—

keiten. Da die Qualität der Ausbildung den Wert der

Kenntnisse und Fähigkeiten bestimmt, die durch sie

vermittelt werden, ist daher, wie der Senat bereits in

dem oben angeführten Urteil ausgeführt hat, letztlich

allein entscheidend, ob die Kenntnisse und Fähigkeiten

derjenigen Personen, welche die Vergleichstätigkeit

- 10 _
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auszuüben pflegen, gleichwertig, d.h. genauer gesagt,
im wesentlichen gleichwertig den Kenntnissen und Fähig—

'keiten derjenigen Personen sind, die die Hauptberufs—

tätigkeit des Versicherten ausüben. Der Versicherte kann
also nach 5 45 Abs. 2 EKG grundsätzlich auf im wesent—

lichen wirtschaftlich gleichwertige Arbeiten verwiesen
werden, es sei denn, daß die Personen, die die Vergleichs-

tätigkeit auszuüben pflegen, ausnahmsweise nicht über im

wesentlichen gleichwertige Kenntnisse und Fähigkeiten ver—
fügen wie diejenigen Personen, die den Hauptberuf des

Versicherten auszuüben pflegen. In aller Regel wird mit

der wesentlichen wirtschaftlichen Gleichwertigkeit der

zu vergleichenden Arbeiten auch die wesentliche Gleich—

wertigkeit der Kenntnisse und Fähigkeiten der Personen

verbunden sein, welche die Hauptberufstätigkeit und die

Verweisungstätigkeit au3zuüben pflegen. Nur in besonders

gelagerten Fällen, in welchen nicht die Kenntnisse und

Fähigkeiten, sondern andere Umstände für die tarifliche

Einstufung ausschlaggebend waren, ist eine Einschränkung

der Verweisungsmöglichkeiten gegeben.

Die Annahme des LSG, daß die Kenntnisse und Fähigkeiten,

die für die Arbeit eines Staubkarteiführers vorausgesetzt

werden, nicht wesentlich geringer im Sinne des 5 45 Abs. 2

EKG zu bewerten sind als diejenigen, die der Grubenfahr—

hauer besitzt, ist nicht zu beanstanden. Der Grubenfahr—

hauer hat zwar in der Regel den Hauerberuf — einen Lehrbe—

ruf — erlernt und ist auf Grund zusätzlich errorbener

Kenntnisse und Fähigkeiten zum Grubcnfahrhauer befördert

worden. Es darf jedoeh nicht übersehen werden, daß auch

Hauer zum Grubenfahrhauer befördert werden, die keine

bergmännische Lehre durchlahfen haben. Andererseits setzt

auch die Staubkarteiführer■ätigkeit Kenntnisse und Fähig—
keiten voraus, die übliche#weise durch eine kaufmännische

Lehre oder zumindest durchllängere praktische kaufm’nnische

Tätigkeit oder aber auch du%ch längere bergmännisehe Unter—
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tagetätigkeit mit anschließender Einarbeitung in die Kartei—

"führung erworben werden. Diese Kenntnisse und Fähigkeiten

können nicht wesentlich geringer bewertet werden als diejeni—

gen, die ein Grubenfahrhauer besitzt, zumal beide Tätigkeiten

großes Verentwortungsbewußtsein und Zuverlässigkeit voraus-
'éetzen} Demgegenüber kann‘es keine ausschlaggebende Rolle

_spiélén‚ daß es sich bei der Grubenfahrhauertätigkeit im Gegenéi

satz zur Staubkarteiführertätigkeit um eine Aufsichtstätig—

keit handelt°

Da der Kläger somit auf die Staubkarteiführertätigkeit ver—
wiesen,gerden kann, ist er nicht bergmännisch vermindert be—

rufsfähig naeh 5 45 Abs° 2 RKG° \

Die ReVision des Klägers erweist sich aus diesen Gründen als

unbegründet und muß daher zurückgewiesen werden.

Die:Kestenentseheidung ergibt sich aus 5 195 SGG„
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